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Ich verpflichte mich im Zusammenhang mit meiner Tätigkeit im/am AKH (Magistrat der Stadt 
Wien/Wiener Krankenanstaltenverbund) 

1) zu absoluter Verschwiegenheit über alle Tatsachen, die mir anlässlich meiner Tätigkeit bekannt 
werden und 

2) zur Wahrung des Datengeheimnisses gem. § 15 Datenschutzgesetz 2000.  
 

Das bedeutet, dass ich alle Daten, die mir im Rahmen meiner Tätigkeit bekannt werden 

a) geheim halten muss 
b) nur im Auftrag eines anordnungsbefugten Bediensteten der Stadt Wien an andere Personen 

übermitteln darf  
c) auch nach Beendigung meiner Tätigkeit im AKH weiterhin geheim halten muss.  

 

3) Die Arbeitsanweisung "Informationssicherheit - Vorgaben für EDV- / IKT-AnwenderInnen" 
http://intranet.akhwien.at/default.aspx?cid=18955 (gem. dem AKH-Erlass AKH-R/54/2014 vom 
30.06.2014) zur Kenntnis zu nehmen und die darin festgelegten Regeln und Anweisungen 
unbedingt einzuhalten. 

 

Die Pflichten zur Geheimhaltung gelten sowohl für automationsunterstützt verarbeitete als auch für 
manuell (z.B. im Rahmen eines Aktes oder mittels Dateikartenkästen) geführte Daten. 
 

Ich nehme folgende Rechtsvorschriften zur Kenntnis (siehe Beilage): 
1) Bestimmungen des Strafgesetzbuches 
2) Bestimmungen des Datenschutzgesetzes 2000 
3) Bestimmungen des Wiener Datenschutzgesetzes 
4) Bestimmungen des Urheberrechtsgesetzes  

 

Ich nehme weiters folgende im Magistrat der Stadt Wien/Wiener Krankenanstaltenverbund 
(KAV) geltende Erlässe zur Kenntnis: 

1) Datenschutz im Magistrat der Stadt Wien vom 13.8.2007, MDS-K-1465/07 
Datenschutz im KAV vom 7.1.2008, GED-153/07/IKT 

2) Sicherheit in der Informations- und Kommunikationstechnologie vom 28.01.2013, MD-OS 51600-
2013-1 
Verhaltensregeln zur IKT-Sicherheit für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bzw. Anwenderinnen 
und Anwender der Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) im Wiener 
Krankenanstaltenverbund (KAV) vom 02.03.2017, GED-83/2016/IKT 

 
Beilage: Auszüge aus dem Strafgesetzbuch, Datenschutzgesetz 2000, Wr. Datenschutzgesetz, Urheberrechtsgesetz. 
 
Dienstgeber : _____________________________  Dienstort im AKH:  _______________________  
(z.B. Name Firma, Ausbildungsinstitut, MUW etc.) 
 
Berufsgruppe: ______________________________________________________________________  

(z.B. Pflege, Verwaltung, EDV, dienstzugeteiltes Personal, BeobachterIn, DiplomandIn, StudentIn etc. ) 
 
 
 
_____________________________   ____________________ ________________________ _________________________ 

       Name (leserlich) Geb.datum Datum  Unterschrift  
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1. Bestimmungen des Strafgesetzbuches – StGB, 

BGBl. Nr. 60/1974 idgF 
Hinweis: vom Schutzbereich des StGB sind auch nicht 

personenbezogene Daten umfasst! 
 

Besondere Erschwerungsgründe 
§ 33. (1) Ein Erschwerungsgrund ist es insbesondere, wenn der 
Täter 

[…] 
8. die Tat unter Missbrauch der personenbezogenen Daten einer 

anderen Person begangen hat, um das Vertrauen eines Dritten 
zu gewinnen, wodurch dem rechtmäßigen Identitätseigentümer 
ein Schaden zugefügt wird. 

 
Andere Begriffsbestimmungen 

§ 74. (1) Im Sinn dieses Bundesgesetzes ist 

[…] 

11. kritische Infrastruktur: Einrichtungen, Anlagen, Systeme oder 
Teile davon, die eine wesentliche Bedeutung für die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und der 
Landesverteidigung, die Funktionsfähigkeit öffentlicher 
Informations- und Kommunikationstechnologie, die Verhütung 
oder Bekämpfung von Katastrophen, den öffentlichen 
Gesundheitsdienst, die öffentliche Versorgung mit Wasser, 
Energie sowie lebenswichtigen Gütern, des öffentlichen 
Abfallentsorgungs- und Kanalwesens oder den öffentlichen 
Verkehr haben. 

 
Widerrechtlicher Zugriff auf ein Computersystem 

§ 118a. 
(1) Wer sich zu einem Computersystem, über das er nicht oder 

nicht allein verfügen darf, oder zu einem Teil eines solchen durch 
Überwindung einer spezifischen Sicherheitsvorkehrung im 
Computersystem in der Absicht Zugang verschafft, 

1. sich oder einem anderen Unbefugten Kenntnis von 
personenbezogenen Daten zu verschaffen, deren Kenntnis 
schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen des Betroffenen 
verletzt, oder 

2. einem anderen durch die Verwendung von im System 
gespeicherten und nicht für ihn bestimmten Daten, deren 
Kenntnis er sich verschafft, oder durch die Verwendung des 
Computersystems einen Nachteil zuzufügen, 

 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
 

(2) Wer die Tat in Bezug auf ein Computersystem, das ein 
wesentlicher Bestandteil der  kritischen  Infrastruktur  (§ 74  Abs. 1 Z 
11) ist, begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(3) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu 
verfolgen. 

(4) Wer die Tat nach Abs. 1 im Rahmen einer kriminellen 
Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, wer die 
Tat nach Abs. 2 im Rahmen einer kriminellen Vereinigung begeht, 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

Verletzung des Telekommunikationsgeheimnisses 
§ 119. (1) Wer in der Absicht, sich oder einem anderen 

Unbefugten vom Inhalt einer im Wege einer Telekommunikation 
oder eines Computersystems übermittelten und nicht für ihn 
bestimmten Nachricht Kenntnis zu verschaffen, eine Vorrichtung, 
die an der Telekommunikationsanlage oder an dem Computersystem 
angebracht oder sonst empfangsbereit gemacht wurde, benützt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 
360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu 
verfolgen. 
 

Missbräuchliches Abfangen von Daten 

§ 119a. (1) Wer in der Absicht, sich oder einem anderen 
Unbefugten von im Wege eines Computersystems übermittelten und 
nicht für ihn bestimmten Daten Kenntnis zu verschaffen und 
dadurch, dass er die Daten selbst benützt, einem anderen, für den sie 
nicht bestimmt sind, zugänglich macht oder veröffentlicht, sich oder 
einem anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden oder einem 
anderen einen Nachteil zuzufügen, eine Vorrichtung, die an dem 
Computersystem angebracht oder sonst empfangsbereit gemacht 
wurde, benützt oder die elektromagnetische Abstrahlung eines 
Computersystems auffängt, ist, wenn die Tat nicht nach § 119 mit 
Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu 
verfolgen. 
 

Missbrauch von Tonaufnahme- oder Abhörgeräten 

§ 120. 
[…] 

(2a) Wer eine im Wege einer Telekommunikation übermittelte 
und nicht für ihn bestimmte Nachricht in der Absicht, sich oder 
einem anderen Unbefugten vom Inhalt dieser Nachricht Kenntnis zu 
verschaffen, aufzeichnet, einem anderen Unbefugten zugänglich 
macht oder veröffentlicht, ist, wenn die Tat nicht nach den 
vorstehenden Bestimmungen oder nach einer anderen Bestimmung 
mit strengerer Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu 
verfolgen. 
 

Verletzung von Berufsgeheimnissen 

§ 121. (1) Wer ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das den 
Gesundheitszustand einer Person betrifft und das ihm bei 
berufsmäßiger Ausübung eines gesetzlich geregelten 
Gesundheitsberufes oder bei berufsmäßiger Beschäftigung mit 
Aufgaben der Verwaltung einer Krankenanstalt oder eines anderen 
Gesundheitsdiensteanbieters (§ 2 Z 2 des Gesundheitstelematikgesetzes 
2012, BGBl. I Nr. 111/2012) oder mit Aufgaben der Kranken-, der 
Unfall-, der Lebens- oder der Sozialversicherung ausschließlich kraft 
seines Berufes anvertraut worden oder zugänglich geworden ist und 
dessen Offenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes 
Interesse der Person zu verletzen, die seine Tätigkeit in Anspruch 
genommen hat oder für die sie in Anspruch genommen worden ist, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 
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(1a) Ebenso ist zu bestrafen, wer widerrechtlich von einer 

Person die Offenbarung (Einsichtnahme oder Verwertung) von 
Geheimnissen ihres Gesundheitszustandes in der Absicht verlangt, 
den Erwerb oder das berufliche Fortkommen dieser oder einer 
anderen Person für den Fall der Weigerung zu schädigen oder zu 
gefährden. 

(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen 
Vermögensvorteil zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil 
zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Ebenso ist ein von einem Gericht oder einer anderen 
Behörde für ein bestimmtes Verfahren bestellter Sachverständiger 
zu bestrafen, der ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das ihm 
ausschließlich kraft seiner Sachverständigentätigkeit anvertraut 
worden oder zugänglich geworden ist und dessen Offenbarung oder 
Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes Interesse der Person zu 
verletzen, die seine Tätigkeit in Anspruch genommen hat oder für 
die sie in Anspruch genommen worden ist. 

(4) Den Personen, die eine der in den Abs. 1 und 3 
bezeichneten Tätigkeiten ausüben, stehen ihre Hilfskräfte, auch 
wenn sie nicht berufsmäßig tätig sind, sowie die Personen gleich, 
die an der Tätigkeit zu Ausbildungszwecken teilnehmen. 

(5) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn die Offenbarung 
oder Verwertung nach Inhalt und Form durch ein öffentliches 
oder ein berechtigtes privates Interesse gerechtfertigt ist. 

(6) Der Täter ist nur auf Verlangen des in seinem Interesse 
an der Geheimhaltung Verletzten (Abs. 1 und 3) zu verfolgen. 
 

Verletzung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses 

§ 122. (1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis (Abs. 3) 
offenbart oder verwertet, das ihm bei seiner Tätigkeit in 
Durchführung einer durch Gesetz oder behördlichen Auftrag 
vorgeschriebenen Aufsicht, Überprüfung oder Erhebung anvertraut 
oder zugänglich geworden ist, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen 
Vermögensvorteil zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil 
zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Unter Abs. 1 fällt nur ein Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnis, das der Täter kraft Gesetzes zu wahren 
verpflichtet ist und dessen Offenbarung oder Verwertung geeignet 
ist, ein berechtigtes Interesse des von der Aufsicht, Überprüfung 
oder Erhebung Betroffenen zu verletzen. 

(4) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn die Offenbarung 
oder Verwertung nach Inhalt und Form durch ein öffentliches 
oder ein berechtigtes privates Interesse gerechtfertigt ist. 

(5) Der Täter ist nur auf Verlangen des in seinem Interesse 
an der Geheimhaltung Verletzten (Abs. 3) zu verfolgen. 
 

Datenbeschädigung 

§ 126a. 
(1) Wer einen anderen dadurch schädigt, daß er 

automationsunterstützt verarbeitete, übermittelte oder überlassene 
Daten, über die er nicht oder nicht allein verfügen darf, verändert, 
löscht oder sonst unbrauchbar macht oder unterdrückt, ist mit 

Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer durch die Tat an den Daten einen 5 000 Euro 
übersteigenden Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren zu bestrafen. 

(3) Wer durch die Tat viele Computersysteme unter 
Verwendung eines Computerprogramms, eines 
Computerpasswortes, Zugangscodes oder vergleichbarer Daten, die 
den Zugriff auf ein Computersystem oder einen Teil davon 
ermöglichen, sofern diese Mittel nach ihrer besonderen 
Beschaffenheit ersichtlich dafür geschaffen oder adaptiert wurden, 
beeinträchtigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(4) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
ist zu bestrafen, wer 

1. durch die Tat einen 300 000 Euro übersteigenden Schaden 
herbeiführt, 

2. durch die Tat wesentliche Bestandteile der kritischen 
Infrastruktur (§ 74 Abs. 1 Z 11) beeinträchtigt, oder 

3. die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht. 
 

Störung der Funktionsfähigkeit eines Computersystems 

§ 126b. 
(1) Wer die Funktionsfähigkeit eines Computersystems, über 

das er nicht oder nicht allein verfügen darf, dadurch schwer stört, 
dass er Daten eingibt oder übermittelt, ist, wenn die Tat nicht nach 
§ 126a  mit  Strafe  bedroht  ist,  mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  sechs 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer durch die Tat eine längere Zeit andauernde Störung 
der Funktionsfähigkeit eines Computersystems herbeiführt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(3) Wer durch die Tat viele Computersysteme unter 
Verwendung eines Computerprogramms, eines 
Computerpasswortes, eines Zugangscodes oder vergleichbarer 
Daten, die den Zugriff auf ein Computersystem oder einen Teil 
davon ermöglichen, sofern diese Mittel nach ihrer besonderen 
Beschaffenheit ersichtlich dafür geschaffen oder adaptiert wurden, 
schwer stört, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(4) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
ist zu bestrafen, wer 

1. durch die Tat einen 300 000 Euro übersteigenden Schaden 
herbeiführt, 

2. durch die Tat wesentliche Bestandteile der kritischen 
Infrastruktur (§ 74 Abs. 1 Z 11) beeinträchtigt, oder 

3. die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht. 
 

 
Missbrauch von Computerprogrammen oder Zugangsdaten 

§ 126c. (1) Wer 
1. ein Computerprogramm, das nach seiner besonderen 

Beschaffenheit ersichtlich zur Begehung eines widerrechtlichen 
Zugriffs auf ein Computersystem (§ 118a), einer Verletzung des 
Telekommunikationsgeheimnisses (§ 119), eines missbräuchlichen 
Abfangens von Daten (§ 119a), einer Datenbeschädigung (§ 126a), 
einer Störung der Funktionsfähigkeit eines Computersystems (§ 
126b)  oder eines betrügerischen Datenverarbeitungsmissbrauchs (§ 
148a) geschaffen oder adaptiert worden ist, oder eine 
vergleichbare solche Vorrichtung oder 

2. ein Computerpasswort, einen Zugangscode oder 
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vergleichbare Daten, die den Zugriff auf ein Computersystem 
oder einen Teil davon ermöglichen, mit dem Vorsatz herstellt, 
einführt, vertreibt, veräußert, sonst zugänglich macht, sich 
verschafft oder besitzt, dass sie  zur Begehung einer der in Z 1 
genannten strafbaren Handlungen gebraucht werden, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig 
verhindert, dass das in Abs. 1 genannte Computerprogramm oder 
die damit vergleichbare Vorrichtung oder das Passwort, der 
Zugangscode oder die damit vergleichbaren Daten in der in den 
§§ 118a, 119, 119a, 126a, 126b oder 148a bezeichneten Weise 
gebraucht werden. Besteht die Gefahr eines solchen Gebrauches 
nicht oder ist sie ohne Zutun des Täters beseitigt worden, so ist er 
nicht zu bestrafen, wenn er sich in Unkenntnis dessen freiwillig und 
ernstlich bemüht, sie zu beseitigen. 
 

Schwerer Diebstahl 
§ 128. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, 

wer einen Diebstahl begeht 

[…] 
4. an einem wesentlichen Bestandteil der kritischen 

Infrastruktur (§ 74 Abs. 1 Z 11), oder 

[…] 
 

Betrügerischer Datenverarbeitungsmißbrauch 

§ 148a. (1) Wer mit dem Vorsatz, sich oder einen Dritten 
unrechtmäßig zu bereichern, einen anderen dadurch am Vermögen 
schädigt, daß er das Ergebnis einer automationsunterstützten 
Datenverarbeitung durch Gestaltung des Programms, durch Eingabe, 
Veränderung, Löschung oder Unterdrückung von Daten oder sonst 
durch Einwirkung auf den Ablauf des Verarbeitungsvorgangs 
beeinflußt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat gewerbsmäßig begeht oder durch die Tat einen 5 
000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren, wer durch die Tat einen 300 000 Euro 
übersteigenden Schaden herbeiführt, mit Freiheitsstrafe von einem 
bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 
 

Mißbrauch der Amtsgewalt 
§ 302. (1) Ein Beamter, der mit dem Vorsatz, dadurch 

einen anderen an seinen Rechten zu schädigen, seine 
Befugnis, im Namen des Bundes, eines Landes, eines 
Gemeindeverbandes, einer Gemeinde oder einer anderen 
Person des öffentlichen Rechtes als deren Organ in 
Vollziehung der Gesetze Amtsgeschäfte vorzunehmen, 
wissentlich mißbraucht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat bei der Führung eines Amtsgeschäfts mit einer 
fremden Macht oder einer über- oder zwischenstaatlichen 
Einrichtung begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen. Ebenso ist zu bestrafen, wer durch die Tat einen 
50 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt. 
 

Verletzung des Amtsgeheimnisses 

§ 310. (1) Ein Beamter oder ehemaliger Beamter, der ein ihm 

ausschließlich kraft seines Amtes anvertrautes oder zugänglich 
gewordenes Geheimnis offenbart oder verwertet, dessen 
Offenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein öffentliches oder ein 
berechtigtes privates Interesse zu verletzen, ist, wenn die Tat nicht 
nach einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

[…] 
 

2. Bestimmungen des Datenschutzgesetzes 2000 – 
DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999 idgF 

 
Datengeheimnis1

 

§ 15. (1) Auftraggeber, Dienstleister und ihre Mitarbeiter - das 
sind Arbeitnehmer (Dienstnehmer) und Personen in einem 
arbeitnehmerähnlichen (dienstnehmerähnlichen) Verhältnis - haben 
Daten aus Datenanwendungen, die ihnen ausschließlich auf Grund 
ihrer berufsmäßigen Beschäftigung anvertraut wurden oder 
zugänglich geworden sind, unbeschadet sonstiger gesetzlicher 
Verschwiegenheitspflichten, geheim zu halten, soweit kein rechtlich 
zulässiger Grund für eine Übermittlung der anvertrauten oder 
zugänglich gewordenen Daten besteht (Datengeheimnis). 

(2) Mitarbeiter dürfen Daten nur auf Grund einer 
ausdrücklichen Anordnung ihres Arbeitgebers (Dienstgebers) 
übermitteln. Auftraggeber und Dienstleister haben, sofern eine 
solche Verpflichtung ihrer Mitarbeiter nicht schon kraft Gesetzes 
besteht, diese vertraglich zu verpflichten, dass sie Daten aus 
Datenanwendungen nur auf Grund von Anordnungen übermitteln 
und das Datengeheimnis auch nach Beendigung des 
Arbeits(Dienst)verhältnisses zum Auftraggeber oder Dienstleister 
einhalten werden. 

(3) Auftraggeber und Dienstleister dürfen Anordnungen zur 
Übermittlung von Daten nur erteilen, wenn dies nach den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zulässig ist. Sie haben die 
von der Anordnung betroffenen Mitarbeiter über die für sie 
geltenden Übermittlungsanordnungen und über die Folgen einer 
Verletzung des Datengeheimnisses zu belehren. 

(4) Unbeschadet des verfassungsrechtlichen Weisungsrechts 
darf einem Mitarbeiter aus der Verweigerung der Befolgung einer 
Anordnung zur Datenübermittlung wegen Verstoßes gegen die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes kein Nachteil erwachsen. 
 

Die Rechte des Betroffenen Auskunftsrecht2
 

§ 26. (1) Ein Auftraggeber hat jeder Person oder 
Personengemeinschaft, die dies schriftlich verlangt und ihre 
Identität in geeigneter Form nachweist, Auskunft über die zu 
dieser Person oder Personengemeinschaft verarbeiteten Daten 
zu geben. 
[…] 

(7) Ab dem Zeitpunkt der Kenntnis von einem 
Auskunftsverlangen darf der Auftraggeber Daten über den 
Auskunftswerber innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten und 
im Falle der Erhebung einer Beschwerde gemäß § 31 an die 

1 Diese Bestimmung ist auch auf solche manuellen Dateien 
sinngemäß anzuwenden, die durch das Wiener Datenschutzgesetz - 
Wr. DSG, LGBl. für Wien Nr. 125/2001, geregelt werden. 
2 Diese Bestimmung ist auch auf solche manuellen Dateien 
sinngemäß anzuwenden, die durch das Wiener Datenschutzgesetz 
- Wr. DSG, LGBl. für Wien Nr. 125/2001, geregelt werden. 

Verpflichtungserklärung für Externe AKH [aufbauend auf V01.01-201601 Wr.KAV Verpflichtung Interne] 

                                           



 
VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG  
Datenschutz für Externe  
 

DTU-DTI-FM 

gültig ab: 23.11.2017 Version: 06 eingeschränkt (AKH) Seite 5 von 6 
 

Datenschutzbehörde bis zum rechtskräftigen Abschluss des 
Verfahrens nicht vernichten. Diese Frist gilt nicht, wenn einem 
Löschungsantrag des Auskunftswerbers nach § 27 Abs. 1 Z 2 oder 
§ 28 zu entsprechen 

ist. […] 
 

Strafbestimmungen 
Datenverwendung in Gewinn- oder Schädigungsabsicht 

§ 51. Wer mit dem Vorsatz, sich oder einen Dritten 
dadurch unrechtmäßig zu bereichern, oder mit der Absicht, 
einen anderen dadurch  in seinem von § 1 Abs. 1 
gewährleisteten Anspruch zu schädigen, personenbezogene 
Daten,  die  ihm  ausschließlich  auf  Grund  seiner  berufsmäßigen 
Beschäftigung anvertraut oder zugänglich geworden sind oder die er 
sich widerrechtlich verschafft hat, selbst benützt, einem anderen 
zugänglich macht oder veröffentlicht, obwohl der Betroffene an 
diesen Daten ein schutzwürdiges Geheimhaltungsinteresse hat, ist, 
wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer 
Strafe bedroht ist, vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
zu bestrafen. 
 

Verwaltungsstrafbestimmung 

§ 52. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung 
bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit 
strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine 
Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 25 000 
Euro zu ahnden ist, wer 
1. sich vorsätzlich widerrechtlichen Zugang zu einer 

Datenanwendung verschafft oder einen erkennbar 
widerrechtlichen Zugang vorsätzlich aufrechterhält oder 

2. Daten vorsätzlich in Verletzung des Datengeheimnisses (§ 15) 
übermittelt, insbesondere Daten, die ihm gemäß §§ 46 oder 47 
anvertraut wurden, vorsätzlich für andere Zwecke verwendet 
oder 

3. Daten entgegen einem rechtskräftigen Urteil oder Bescheid 
verwendet, nicht beauskunftet, nicht richtigstellt oder nicht 
löscht oder 

4. Daten vorsätzlich entgegen § 26 Abs. 7 löscht; 
[…] 

(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, 
begeht eine Verwaltungsübertretung, die mit  Geldstrafe  bis  zu 
10 000 Euro zu ahnden ist, wer 
1. Daten ermittelt, verarbeitet oder übermittelt, ohne seine 

Meldepflicht gemäß den §§ 17 oder 50c erfüllt zu haben oder 
eine Datenanwendung auf eine von der Meldung abweichende 
Weise betreibt oder 

2. Daten ins Ausland übermittelt oder überlässt, ohne die 
erforderliche  Genehmigung  der  Datenschutzbehörde  gemäß § 
13 Abs. 1 eingeholt zu haben oder 

3. gegen gemäß § 13 Abs. 2 Z 2, § 19 oder § 50c Abs. 1 
abgegebene Zusagen oder von der Datenschutzbehörde gemäß § 
13 Abs. 1 oder § 21 Abs. 2 erteilte Auflagen verstößt oder 

4. seine  Offenlegungs-  oder  Informationspflichten gemäß  den §§ 
23, 24, 25 oder 50d verletzt oder 

5. die gemäß § 14 erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen gröblich 
außer Acht lässt oder 

6. die gemäß § 50a Abs. 7 und § 50b Abs. 1 erforderlichen 
Sicherheitsmaßnahmen außer Acht lässt oder 

7. Daten nach Ablauf der in § 50b Abs. 2 vorgesehene 
Löschungsfrist nicht löscht. 

[…] 

(3) Der Versuch ist strafbar. […] 

3. Bestimmungen des Wiener Datenschutzgesetzes 
Wr. DSG, 

LGBl. für Wien Nr. 125/2001 
 

Strafbestimmungen 
§ 5 (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die 

Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung 
bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit 
strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine 
Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 18 200 
Euro zu ahnden ist, wer 

a) sich vorsätzlich widerrechtlichen Zugang zu einer Datei 
verschafft oder einen erkennbar widerrechtlichen Zugang 
vorsätzlich aufrechterhält oder 

b) Daten vorsätzlich in Verletzung des Datengeheimnisses (§ 
4 Abs. 1 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 15 des 
Datenschutzgesetzes 2000) übermittelt, insbesondere Daten, 
die ihm gemäß §§ 46 oder 47 des Datenschutzgesetzes 
2000 anvertraut wurden, vorsätzlich für andere Zwecke 
verwendet oder 

c) Daten entgegen einem rechtskräftigen Urteil oder 
Bescheid verwendet, nicht beauskunftet, nicht richtig stellt 
oder nicht löscht oder 

d) Daten vorsätzlich entgegen § 4 Abs. 4 dieses Gesetzes in 
Verbindung mit § 26 Abs. 7 des Datenschutzgesetzes 
2000 löscht. 

 
(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die 

Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung 
bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung, die mit 
Geldstrafe bis zu 9 100 Euro zu ahnden ist, wer 

a) Daten ermittelt, verarbeitet oder übermittelt, ohne seine 
Meldepflicht gemäß § 4 Abs. 3 dieses Gesetzes in 
Verbindung mit § 17 des Datenschutzgesetzes 2000 erfüllt 
zu haben oder 

b) Daten ins Ausland übermittelt oder überlässt, ohne die 
erforderliche Genehmigung der Landesregierung gemäß § 
4 Abs. 1 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 13 des 
Datenschutzgesetzes 2000 eingeholt zu haben oder 

c) seine Offenlegungs- oder Informationspflichten gemäß § 4 
Abs. 3 dieses Gesetzes in Verbindung mit den §§ 23, 24 
oder 25 des Datenschutzgesetzes 2000 verletzt oder 

d) die gemäß § 4 Abs. 1 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 
14 des Datenschutzgesetzes 2000 erforderlichen 
Sicherheitsmaßnahmen gröblich außer Acht lässt. 

 
(3) Der Versuch ist strafbar. 

 
(4) Die Strafe des Verfalls von Datenträgern kann 

ausgesprochen werden (§§ 10, 17 und 18 Verwaltungsstrafgesetz 
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1991 – VStG, BGBl. Nr. 52), wenn diese Gegenstände mit einer 
Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 oder 2 in Zusammenhang 
stehen. 
 
[...] 

4. Bestimmungen des Urheberrechtsgesetzes, BGBl. 
Nr. 111/1936 idgF 

 
Anspruch auf angemessenes Entgelt. 

§ 86. (1) Wer unbefugt 
1. ein Werk der Literatur oder Kunst auf eine nach den §§ 14 

bis 18a dem Urheber vorbehaltene Verwertungsart benutzt, 
2. eine Darbietung auf eine nach dem § 68 dem ausübenden 

Künstler vorbehaltene Verwertungsart benutzt, 
3. eine Darbietung auf eine nach dem § 72 dem Veranstalter 

vorbehaltene Verwertungsart benutzt, 
4. ein Lichtbild oder einen Schallträger auf eine nach den §§ 74 

oder 76 dem Hersteller vorbehaltene Verwertungsart benutzt, 
5. eine Rundfunksendung auf eine nach § 76a dem 

Rundfunkunternehmer vorbehaltene Verwertungsart benutzt oder 
6. eine Datenbank auf eine nach § 76d dem Hersteller vorbehaltene 

Verwertungsart benutzt, 
 

hat, auch wenn ihn kein Verschulden trifft, dem Verletzten, 
dessen Einwilligung einzuholen gewesen wäre, ein angemessenes 
Entgelt zu zahlen. 
 

[…] 

Schutz von Computerprogrammen 

§ 90b. Der Inhaber eines auf dieses Gesetz gegründeten 
Ausschließungsrechts an einem Computerprogramm, der sich 
technischer Mechanismen zum Schutz dieses Programms bedient, 
kann auf Unterlassung und Beseitigung des dem Gesetz 
widerstreitenden Zustands klagen, wenn Mittel in Verkehr gebracht 
oder zu Erwerbszwecken besessen werden, die allein dazu bestimmt 
sind, die unerlaubte Beseitigung oder Umgehung dieser technischen 
Mechanismen zu erleichtern. Die §§ 81, 82 Abs. 2 bis 6, §§ 85, 87 
Abs. 1 und  2, § 87a Abs. 1, § 88 Abs. 2, §§ 89 und 90 gelten 
entsprechend. 
 

Schutz technischer Maßnahmen 

§ 90c. (1) Der Inhaber eines auf dieses Gesetz gegründeten 
Ausschließungsrechts, der sich wirksamer technischer Maßnahmen 
bedient, um eine Verletzung dieses Rechts zu verhindern oder 
einzuschränken, kann auf Unterlassung und Beseitigung des dem 
Gesetz widerstreitenden Zustandes klagen, 
1. wenn diese Maßnahmen durch eine Person umgangen werden, 

der bekannt ist oder den Umständen nach bekannt sein muss, 

dass sie dieses Ziel verfolgt, 
2. wenn Umgehungsmittel hergestellt, eingeführt, verbreitet, 

verkauft, vermietet und zu kommerziellen Zwecken besessen 
werden, 

3. wenn für den Verkauf oder die Vermietung von 
Umgehungsmitteln geworben wird oder 

4. wenn Umgehungsdienstleistungen erbracht werden. 

[…] 

 
Schutz von Kennzeichnungen 

§ 90d. (1) Der Inhaber eines auf dieses Gesetz gegründeten 
Ausschließungsrechts, der Kennzeichnungen im Sinne dieser 
Bestimmung anwendet, kann auf Unterlassung und Beseitigung des 
dem Gesetz widerstreitenden Zustandes klagen, 
1. wenn solche Kennzeichnungen entfernt oder geändert werden, 
2. wenn Vervielfältigungsstücke von Werken oder sonstigen 

Schutzgegenständen, von beziehungsweise auf denen 
Kennzeichnungen unbefugt entfernt oder geändert worden 
sind, verbreitet oder zur Verbreitung eingeführt oder für eine 
Sendung, für eine öffentliche Wiedergabe oder für eine 
öffentliche Zurverfügungstellung verwendet werden. 

[…] 
 

 
Eingriff. 

§ 91. (1) Wer einen Eingriff der im § 86 Abs. 1, § 90b, § 90c 
Abs. 1 oder § 90d Abs. 1 bezeichneten Art begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. Der Eingriff ist jedoch dann nicht strafbar, 
wenn es sich nur um eine unbefugte Vervielfältigung oder um ein 
unbefugtes Festhalten eines Vortrags oder einer Aufführung jeweils 
zum eigenen Gebrauch oder unentgeltlich auf Bestellung zum 
eigenen Gebrauch eines anderen handelt. 

(1a) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 32/2003) 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer als Inhaber oder Leiter eines 
Unternehmens einen im Betrieb des Unternehmens von einem 
Bediensteten oder Beauftragten begangenen Eingriff dieser Art 
(Abs. 1 und 1a) nicht verhindert. 

(2a) Wer eine nach den Abs. 1, 1a oder 2 strafbare Handlung 
gewerbsmäßig begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu 
bestrafen. 

(3) Der Täter ist nur auf Verlangen des in seinem Recht 
Verletzten zu verfolgen. 

(4) § 85 Abs. 1, 3 und 4 über die Urteilsveröffentlichung gilt 
entsprechend. 

(5) Das Strafverfahren obliegt dem Einzelrichter des 
Gerichtshofes erster Instanz. 
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